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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1496/68 des Rates vom 27. September 1968 über die Bestimmung des Zollgebiets 
der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommisison, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Zollgebiet der Gemeinschaft umfaßt grund- 
sätzlich die Gesamtheit der Hoheitsgebiete der Mit- 
gliedstaaten. 

Die Bestimmungen über das Zollgebiet sind un- 
ter anderem maßgebend für die in den Zollwert der 
Waren einzubeziehenden Beförderungskosten, den 
maßgebenden Käufer, die Einbeziehung des Rechts 
zur Benutzung eines Warenzeichens und die zugrun- 
de zu legende Menge. 

Während einer in der Akte über die Beitritts- 
bedingungen und die Anpassungen der Verträge 9 
vorgesehenen Übergangszeit werden im innerge- 
meinschaftlichen Handel noch Zölle erhoben. 

Artikel 46 der Beitrittsakte bestimmt, daß für die 
Ermittlung des Zollwerts im innergemeinschaftlichen 
Handel als Zollgebiet das Zollgebiet zugrunde zu 
legen ist, das in den am 31. Dezember 1972 in der 
Gemeinschaft und in den neuen Mitgliedstaaten gel- 
tenden Bestimmungen festgelegt ist. 

Bei der Ermittlung des Zollwerts im Handel mit 
Drittländern entspricht die Zugrundelegung des 
erweiterten Zollgebiets ab 1. Januar 1973 nicht dem 


Stand der Entwicklung der Zollunion der erweiter- 
ten Gemeinschaft zu diesem Zeitpunkt. 

Würde bei der Ermittlung des Zollwerts im Han- 
del mit Drittländern das erweiterte Zollgebiet der 
Gemeinschaft bereits ab 1. Januar 1973 zugrunde 
gelegt, so würde sich daraus vor allem im Hinblick 
auf die Einbeziehung der Beförderungskosten in den 
Zollwert eine Benachteiligung des innergemein- 
schaftlichen Handels im Verhältnis zu dem Handel 
mit Drittländern ergeben. Eine solche Benachteili- 
gung würde dem insbesondere in Artikel 33 der Bei- 
trittsakte zum Ausdruck gebrachten Ziel widerspre- 
chen, die Gemeinschaftspräferenz aufrechtzuerhal- 
ten. 

Es ist daher notwendig, für eine begrenzte Zeit 
für die Ermittlung des Zollwerts im Handel mit 
Drittländern weiterhin das Zollgebiet zugrunde zu 
legen, das in den am 31. Dezember 1972 in der 
Gemeinschaft und in den neuen Mitgliedstaaten gel- 
tenden Bestimmungen festgeigt ist. 

Da am 1. Januar 1974 nach Artikel 32 der Beitritts- 
akte die Einfuhrzölle im innergemeinschaftlichen 
Handel bereits um 40 v. H. gesenkt werden und der 
Gemeinsame Zolltarif nach Artikel 39 der Beitritts- 
akte für eine große Zahl von Erzeugnissen bereits 
vollständig angewendet wird, während bei den an- 
deren Erzeugnissen Zölle mit einem um 40 v. H. 
verringerten Abstand zum Ausgangszollsatz erho- 
ben werden, erscheint eine Begrenzung der Anwen- 
dung dieser Vorschrift bis zum 31. Dezember 1973 
angebracht - 
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Nach Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1496/68 
wird folgender Artikel 5 eingeführt: 

„Artikel 5 

Bis zum 31. Dezember 1973 ist als Zollgebiet für die 
Ermittlung des Zollwerts von Waren aus Drittlän- 
dern das Zollgebiet zugrunde zu legen, das in den 
am 31. Dezember 1972 in der Gemeinschaft und in 
den neuen Mitgliedstaaten geltenden Bestimmungen 
festgelegt ist." 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1973 in Kraft. 
Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
21. Dezember 1972 - 1/4 (IV/ 1)- 680 70~E~Zo 25/27: 

„ Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 29. November 1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen , die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen ." 
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Begründung 


I. 

Artikel 9 des Vertrags zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft setzt voraus, daß 
nach der Verwirklichung der Zollunion ein einziges 
Zollgebiet geschaffen wird, worauf gemeinschaft- 
liche Rechtsakte, insbesondere im Bereich des Zoll- 
rechts, ausdrücklich Bezug nehmen. Die Verordnung 
(EWG) Nr. 1496/68 des Rates vom 27. September 
1968 über die Bestimmung des Zollgebiets der Ge- 
meinschaft *) setzt dementsprechend fest, daß das 
Zollgebiet der Gemeinschaft grundsätzlich die Ge- 
samtheit der Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten 
umfaßt, daß jedoch den internationalen Überein- 
kommen mit der Folge einer Einschränkung oder 
Erweiterung ihrer Zollgebiete sowie dem Protokoll 
über den innerdeutschen Handel und die damit zu- 
sammenhängenden Fragen Rechnung getragen wer- 
den muß. 

Gemäß Artikel 2 der Akte über die Beitrittsbedin- 
gungen und die Anpassungen der Verträge-) ist 
diese Verordnung in der erweiterten Gemeinschaft 
ab 1. Januar 1973 unter Berücksichtigung der in An- 
hang I zu dieser Akte 8 ) festgelegten Anpassungen 
anwendbar, das heißt auch unter Einbeziehung der 
Gebiete der neuen Mitgliedstaaten. 

II. 

Bei der Ermittlung des Zollwerts können sich die 
Bestimmungen über das Zollgebiet insbesondere 
auswirken auf die in den Zollwert einzubeziehen- 
den Beförderungskosten, den maßgebenden Käufer, 
die Einbeziehung des Wertes des Rechts zur Benut- 
zung eines Warenzeichens, sowie die maßgebende 
Menge. 

Die Zollunion der erweiterten Gemeinschaft wird 
schrittweise verwirklicht; während einer Übergangs- 
zeit werden noch bestimmte Zölle im innergemein- 
schaftlichen Handel erhoben. 

Für die Ermittlung des Zollwerts von Waren im 
innergemeinschaftlichen Handel bestimmt Artikel 46 
der Akte über die Beitrittsbedingungen, daß als 
Zollgbiet das Zollgbiet zugrunde zu legen ist, das in 
den am 31. Dezember 1972 in der Gemeinschaft und 
in den neuen Mitgliedstaaten geltenden Bestimmun- 
gen festgelegt ist. Eine entsprechende Regelung für 
die Einfuhren aus Drittländern "besteht nicht. 

III. 

Die Zugrundelegung des erweiterten Zollgebiets der 
Gemeinschaft bei der Ermittlung des Zollwerts im 
Handel mit Drittländern ab 1. Januar 1973 entsprä- 


che nicht dem Stand der Verwirklichung der Zoll- 
union der erweiterten Gemeinschaft zu diesem Zeit- 
punkt und würde den innergemeinschaftlichen Han- 
del gegenüber dem Handel mit Drittländern benach- 
teiligen. So wären beispielsweise bei Einfuhren 
aus Drittländern nur die Beförderungskosten bis 
zur Grenze des erweiterten Gebietes in den Zoll- 
wert einzubeziehen, während im innergemein- 
schaftlichen Handel die Beförderungskosten bis 
zur Grenze der am 31. Dezember 1972 bestehen- 
den Zollgebiete berücksichtigt würden. Ferner 
kann die Anwendung des Begriffs des erweiter- 
ten Zollgebiets in bestimmten Fällen insbeson- 
dere bei dem maßgebenden Käufer und der Ein- 
beziehung des Wertes des Rechts zur Benutzung 
eines Warenzeichens zur Feststellung von Zollwer- 
ten führen, die für Einfuhren aus Drittländern gün- 
stiger sind als für den Handel innerhalb der erwei- 
terten Gemeinschaft. Eine solche Diskriminierung 
stünde im Widerspruch zu dem insbesondere in Arti- 
kel 33 der Akte über die Beitrittsbedingungen nie- 
dergelegten Ziel hinsichtlich der Aufrechterhaltung 
der Gemeinschaftspräferenz. 

IV. 

Die wirtschaftliche Bedeutung dieser negativen Fol- 
gen wird mit der fortschreitenden Verwirklichung 
der Zollunion der erweiterten Gemeinschaft schwä- 
cher. Unter diesen Umständen ist es nur während 
eines vorübergehenden Zeitraums erforderlich, für 
die Ermittlung des Zollwerts im Handel mit Dritt- 
ländern weiterhin das Zollgebiet zugrunde zu legen, 
das in den in der Gemeinschaft und in den neuen 
Mitgliedstaaten am 31. Dezember 1972 geltenden 
Bestimmungen festgelegt ist. 

Es ist vorgesehen, die Anwendung der vorgeschla- 
genen Bestimmungen bis zum 31. Dezember 1973 zu 
begrenzen. Gemäß Artikel 32 der Akte über die 
Beitrittsbedingungen werden nämlich die Einfuhr- 
zölle im Handel innerhalb der erweiterten Gemein- 
schaft ab 1. Januar 1974 um 40 v. H. gesenkt. Gleich- 
zeitig gilt der Gemeinsame Zolltarif gemäß Artikel 
39 dieser Akte in vollem Umfang für zahlreiche Er- 
zeugnisse; die Zölle auf die restlichen Waren wer- 
den mit einer um 40 v. H. gegenüber den Grund- 
zöllen gesenkten Differenz erhoben. 
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